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Statistik der Kinder- und Jugendhilfe

Teil I 8: Gefährdungseinschätzungen 2016 
 nach § 8a Absatz 1 SGB VIII 

Falls Anschrift oder Firmierung nicht mehr zutreffen, bitte auf Seite 2 korrigieren.

KWG

Rechtsgrundlagen und weitere recht-
liche Hinweise entnehmen Sie der 
Seite 4 des Fragebogens. 
Bitte beachten Sie bei der Beantwor-
tung der Fragen die Erläuterungen in 
der separaten Unterlage.

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit.

 

Name:

Telefon oder E-Mail:

1–17
F

Land Kreis GemeindeteilGemeindeBA Laufende Nummer

Bitte tragen Sie eine eindeutige Kennnummer  
des Falles ein ............................................................................... 18–37

Kennnummer Einrichtung

Rücksendung: monatlich

A  
Minderjährigen

1 Geschlecht

Männlich  ....................................................... 1

38

Weiblich  ........................................................ 2

2 Geburtsmonat  ............................................. 39–40

3 Geburtsjahr  .................................................. 41–44

4 Zeitpunkt des Abschlusses der  
Gefährdungseinschätzung

Monat  ............................................................. 45–46

Jahr  ................................................................ 47–50

B  
zum Zeitpunkt der Gefährdungseinschätzung

 Wird das genaue Alter im Zuge des 
Verfahrens nicht bekannt, ist eine 
sorgfältige Schätzung ausreichend.

Vater
51

Mutter
52

Unter 18 Jahre  ..................................................... 1 1

18 bis unter 27 Jahre  ......................................... 2 2

27 Jahre oder älter  ............................................. 3 3

Unbekannt  ............................................................ 4 4

Verstorben  ............................................................ 5 5

C  
Minderjährigen zum Zeitpunkt der 
Gefährdungseinschätzung

Bitte nur eine Antwort ankreuzen.

Bei den Eltern  ................................................................... 01

53–54

Bei einem allein erziehenden Elternteil  ..................... 02

 
 

 .................................................................... 03

 ................................. 04

Bei einer sonstigen Person  ........................................... 05

In einer Pflegefamilie  ...................................................... 06

In einer stationären Einrichtung 
 ............................................................ 07

 
in der eigenen Wohnung ................................................ 08

Ohne festen Aufenthalt  .................................................. 09

An unbekanntem Ort  ...................................................... 10
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Name und Anschrift

Bitte aktualisieren Sie Ihre Anschrift, falls erforderlich.

Bemerkungen
 

hier auf besondere Ereignisse und Umstände hinweisen,  
die Einfluss auf Ihre Angaben haben.

Bitte zurücksenden an

1–17
F

Land Kreis GemeindeteilGemeindeBA Laufende Nummer

D  
 

Bitte nur eine Antwort ankreuzen. 55–56

 .................................... 01

Beratungsstelle  .......................................................... 02

 
der Erziehungshilfe  ................................................... 03

 
Kinder- und Jugendhilfe  ........................................... 04

 
Kindertagespflegeperson  ........................................ 05

Schule  06

 
Gesundheitsamt u. ä. Dienste  ................................ 07

 ...................... 08

 .......... 09

 ............................................. 10

Verwandte  11

 ................................................. 12

Anonyme Meldung  .................................................... 13

Sonstige  ....................................................................... 14

E  
Kinder- und Jugendhilfe zum Zeitpunkt  
der Gefährdungseinschätzung

Bitte alles Zutreffende ankreuzen.

Unterstützung  
nach §§ 16 bis 18 SGB VIII  .................................. 57 1

Gemeinsame Wohnform  
 

nach § 19 SGB VIII  ................................................. 58 1

 
zur Erziehung  
nach §§ 27 bis 32, 35 SGB VIII  ........................... 59 1

Familienersetzende Hilfe  
zur Erziehung  
nach §§ 27, 33 bis 35 SGB VIII  ............................ 60 1

Eingliederungshilfe  
nach § 35a SGB VIII  ............................................... 61 1

Vorläufige Schutzmaßnahme  
nach § 42 SGB VIII  ................................................. 62 1

Keine der o. g. Leistungen wurde 
in Anspruch genommen  ........................................ 63 1
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F Ergebnis der Gefährdungseinschätzung

1 Gesamtbewertung der Gefährdungssituation 

Bitte nur eine Antwort ankreuzen. 64

Kindeswohlgefährdung  ......................................... 1

Latente Kindeswohlgefährdung  .......................... 2

Keine Kindeswohlgefährdung, 
aber  
bedarf  ..............................................

64

3 Weiter mit F 3.

Keine Kindeswohlgefährdung  
und kein -
bedarf  ..............................................

Ende der  
Befragung.

4

64

2 Art der Kindeswohlgefährdung 

Bitte alles Zutreffende ankreuzen.

Anzeichen für Vernachlässigung  ........................ 65 1

Anzeichen für körperliche Misshandlung  ......... 66 1

Anzeichen für psychische Misshandlung  ......... 67 1

Anzeichen für sexuelle Gewalt  ............................ 68 1

noch: F Ergebnis der Gefährdungseinschätzung

3  
der Gefährdungseinschätzung 

Bitte alles Zutreffende ankreuzen.

Unterstützung  
nach §§ 16 bis 18 SGB VIII  .................................. 69 1

Gemeinsame Wohnform für  
 

nach § 19 SGB VIII  ................................................. 70 1

Erziehungsberatung  
nach § 28 SGB VIII  ................................................. 71 1

 
zur Erziehung  
nach §§ 27, 29 bis 32, 35 SGB VIII  ..................... 72 1

Familienersetzende Hilfe zur Erziehung  
nach §§ 27, 33 bis 35 SGB VIII  ............................ 73 1

Eingliederungshilfe  
nach § 35a SGB VIII  ............................................... 74 1

Vorläufige Schutzmaßnahme  
nach § 42 SGB VIII  ................................................. 75 1

Kinder- und Jugendpsychiatrie  ........................... 76 1

 ............. 77 1

Einleitung anderer, oben nicht 
 .................................................. 78 1

 ............... 79 1

G Anrufung des Familiengerichts 80

Ja  ................................................................................ 1

Nein  ............................................................................ 2

1–17
F

Land Kreis GemeindeteilGemeindeBA Laufende Nummer
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Art, Zweck und Umfang der Erhebung

Über alle Verfahren zur Einschätzung einer Kindeswohlgefähr-

-

Totalerhebung durchgeführt.

tische Daten über die Wahrnehmung des Schutzauftrages  
bei Kindeswohlgefährdung und über die Situation der betrof-
fenen Kinder und Jugendlichen sowie über die eingeleiteten 
Hilfen im Falle einer Kindeswohlgefährdung bereitgestellt wer-
den. Die Ergebnisse dienen der Planung im örtlichen und über-
örtlichen Bereich und sollen dazu beitragen, die Auswirkungen 
des § 8a Absatz 1 SGB VIII für einen wirksamen Kinderschutz 
durch die Kinder- und Jugendhilfe zu beobachten. Auch zur 

Fragestellungen und zur Weiterentwicklung des Kinder- und 
Jugendhilferechts werden die Daten herangezogen. Die Er-
hebung erstreckt sich auf die innerhalb eines Kalenderjahres 
abgeschlossenen Verfahren zur Einschätzung einer Kindes-
wohlgefährdung gemäß § 8a Absatz 1 SGB VIII.

Rechtsgrundlagen

§§ 98 bis 103 des Achten Buches Sozialgesetzbuch –  
Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntma-

Erhoben werden Angaben zu § 99 Absatz 6 SGB VIII.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 102 Absatz 1 SGB VIII  
in Verbindung mit § 15 BStatG. Nach § 102 Absatz 2  
Nummer 1 sind die örtlichen Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe auskunftspflichtig. 

Nach § 11a Absatz 1 BStatG sind Stellen, die Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen und bereits standardi-

-
fahren für den Datenaustausch einsetzen, sind elektronische 

Gemäß § 15 Absatz 6 BStatG haben Widerspruch und  
Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung.

Geheimhaltung

Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG  
geheim gehalten. 

Hilfsmerkmale, Löschen, Kennnummern, laufende  

Name und Anschrift der Auskunft gebenden Stelle, Name, 

Rückfragen zur Verfügung stehenden Person, die Kennnum-

-
rensspezifische Kennnummer für jeden Minderjährigen sind 
Hilfsmerkmale, die lediglich der technischen Durchführung der 
Erhebung dienen. Sie werden spätestens nach Abschluss der 
jeweiligen Erhebung gelöscht.

und Ordnungsnummern bestehen aus einem Regionalschlüs-
sel für den jeweiligen Kreis, die Gemeinde und den Gemein-
deteil sowie einer laufenden Nummer für jede durchgeführte 
Gefährdungseinschätzung.

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz
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Erläuterungen zum Fragebogen 

Meldung zur Statistik

Für jede abgeschlossene Gefährdungseinschätzung  
 

selben Minderjährigen innerhalb eines Kalenderjahres – einen 
Fragebogen ausfüllen und monatlich an das statistische Amt 
senden. Gefährdungseinschätzungen, die im Dezember ab-
geschlossen werden, sind spätestens bis 1. Februar des dem 
Berichtsjahr folgenden Jahres zu melden. 

Eine Gefährdungseinschätzung gemäß § 8a Absatz 1 SGB VIII 
ist dann zu melden, wenn dem Jugendamt gewichtige Anhalts- 
punkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder  
Jugendlichen bekannt werden, es sich daraufhin einen unmit-

 

einen Hausbesuch, den Besuch der Kindertageseinrichtung 
 

die Einschätzung des Gefährdungsrisikos anschließend im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte erfolgt ist. Zu einer 
gemeldeten Gefährdungseinschätzung können auch weitere 

gehören.

Wurde für mehrere Minderjährige in einer Familie eine Gefähr-

jeden Minderjährigen, für den das Verfahren durchgeführt wur-
de, ein Fragebogen auszufüllen. Bitte beachten Sie, dass sich 
die Kennnummern für jede einzelne Gefährdungseinschätzung 

 
Berichtsjahr mehr als eine Gefährdungseinschätzung durch-
geführt, so ist für jede einzelne Gefährdungseinschätzung  
ein Fragebogen auszufüllen. Auch in diesem Fall müssen sich 

unterscheiden.

Grundsätzlich meldet das Jugendamt, das das Verfahren zur 
Einschätzung der Gefährdungssituation durchführt. Dies gilt 
auch dann, wenn sich die mögliche Gefährdungssituation in 
einem anderen Jugendamtsbezirk ereignet hat.

Hier sind das Geschlecht sowie der Geburtsmonat und das 
-

Monats und Jahres des Zeitpunktes der Gefährdungseinschät-
zung erforderlich. Maßgeblich dabei ist jeweils der Zeitpunkt 
des Abschlusses der Gefährdungseinschätzung.

-
jährigen zum Zeitpunkt der Gefährdungseinschätzung. Zu den 

oder Stiefeltern, Stiefelternteile.

Beispiel:

Ein Kind lebt mit der leiblichen Mutter und ihrem neuem Part-
ner zusammen in einem Haushalt. Anzugeben ist neben dem 
Alter der Mutter nicht das Alter des neuen Partners sondern  
– sofern bekannt – das des leiblichen Vaters.

 

Es ist nur eine Angabe zulässig.  
Anzugeben ist der Aufenthaltsort, an dem sich das Kind für  

ob sich die Gefährdungssituation dort ereignet hat.

 
 

 
anzugeben.

-

 
-

anzugeben, wenn es sich dabei um eine selbstorganisierte 

Hierunter fallen nicht die institutionalisierten Betreuungsformen 
-

-

dung des Kindeswohls 

Es ist nur eine Angabe zulässig.  
 

Personengruppe, durch die das Jugendamt über die etwaige 
Kindeswohlgefährdung informiert wurde bzw. deren Mitteilung 
oder Beobachtung Anlass zur Abschätzung des Gefährdungs-
risikos war. 

das Jugendamt über eine mögliche Kindeswohlgefährdung, ist 
als bekannt machende Institution der entsprechende Träger 
anzugeben, in dessen Auftrag die Schulsozialarbeit an der 
Schule durchgeführt wird. Dabei handelt es sich in der Regel 

-
tungen gemäß §§ 16 bis 18, 28 SGB VIII durchführen.

anzugeben, sofern das Jugendamt auf Grund der Nichtteil-

durchführt.

 

 

Mehrfachnennungen sind zulässig.  

Statistik der Kinder- und Jugendhilfe

Teil I 8: Gefährdungseinschätzungen 2016 
 nach § 8a Absatz 1 SGB VIII

KWG
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dungseinschätzung bereits eine oder mehrere Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch, ist dies hier anzugeben.

Zur  gehören 
Leistungen zur allgemeinen Förderung der Erziehung in der 
Familie z. B. Frühe Hilfen, Beratungen in Fragen der Partner-
schaft, Trennung und Scheidung sowie Beratungen bei der 
Ausübung der Personensorge und des Umgangsrechts. 

Zu den -

hung gehören alle Hilfen gemäß §§ 27 bis 32, 35 SGB VIII, 
sofern sie nicht stationär ausgerichtet sind. Dementsprechend 
zählen zu den familienersetzenden Hilfen alle Leistungen 
gemäß §§ 27, 33 bis 35 SGB VIII, bei denen der junge Mensch, 
übergangsweise oder auf Dauer, über Tag und Nacht außer-
halb des Elternhauses untergebracht ist.

Es ist nur eine Angabe zulässig.  
 ist anzugeben, wenn als  

Ergebnis der Gefährdungseinschätzung eine Situation zu 
bejahen ist, in der eine erhebliche Schädigung des  

 
Jugendlichen bereits eingetreten ist oder mit ziemlicher  

-
geberechtigten nicht abgewendet wird oder werden kann.

Kann die Frage nach der gegenwärtig tatsächlich be-
stehenden Gefahr nicht eindeutig beantwortet werden, 
besteht aber der Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung 
bzw. kann eine Kindeswohlgefährdung nicht ausgeschlos-

auszugehen.

Wird im Zuge der Gefährdungseinschätzung eine Kindes-
wohlgefährdung zwar ausgeschlossen, aber weiterer bzw. 
anderweitiger Unterstützungsbedarf festgestellt, ist das 
hier anzugeben. F.2 ist in diesen Fällen nicht auszufüllen.

 Ergibt die Gefährdungseinschätzung weder eine Kindes-
wohlgefährdung noch einen Hilfe- oder Unterstützungs-

auszufüllen.

Die Art der Kindeswohlgefährdung ist immer dann anzu-
geben, wenn die Gesamtbewertung der Gefährdungs-

ergeben hat. Es können mehrere Arten der Kindeswohl-
gefährdung angegeben werden.

Unter 
oder wiederholte Unterlassung fürsorglichen Handelns 

-
herischer oder körperlicher Ebene erfolgen, z. B. fehlende 
erzieherische Einflussnahme bei unregelmäßigem Schul-
besuch oder unzureichende Pflege und Versorgung des 
Kindes z. B. mit Nahrung, sauberer Kleidung oder Hygiene.

Zu  zählen Handlungen 
der Eltern oder anderer Betreuungspersonen, die durch 

-
sehbar erhebliche physische oder seelische Beeinträchti-
gungen des jungen Menschen und seiner Entwicklung zur 
Folge haben können.

Psychische Misshandlung umfasst feindselige, abwei-
sende oder ignorierende Verhaltensweisen der Eltern oder 
anderer Bezugspersonen sofern sie fester Bestandteil der 
Erziehung sind. Dazu gehört z. B. die feindselige Ableh-

Zuwendung. Eine weitere Fallgruppe der psychischen 

Formen der Partnergewalt in der Familie erleben oder eine 

Unter sexuelle Gewalt fallen Straftaten und Handlungen 
gegenüber Kindern und Jugendlichen, die gegen das 

-

 

jungen Menschen.

 
Kindeswohlgefährdung, wie z. B. Vernachlässigung, Miss-
handlung oder sexueller Gewalt, sein. Die Gefährdung  

bereit oder in der Lage ist, der Selbstgefährdung entgegen-

der Kindeswohlgefährdung einzutragen.

3 Neu eingerichtete Hilfen als Ergebnis der  

Hier sind Mehrfachnennungen zulässig.  

der Gefährdungseinschätzung eingeleitet wird und als 
notwendig erachtet wird, um die Gefahr für das Wohl des 
Minderjährigen abzuwenden oder sofern sie für die Ent-
wicklung des jungen Menschen als geeignet und notwen-
dig eingeschätzt wird. Die Hilfe muss bei Abschluss des 
Verfahrens noch nicht begonnen sein.

Zur  gehören 
Leistungen zur allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie z. B. Frühe Hilfen, Beratungen in Fragen der 
Partnerschaft, Trennung und Scheidung sowie Beratungen 
bei der Ausübung der Personensorge und des Umgangs-
rechts.

Zu den  

Erziehung gehören alle Hilfen gemäß §§ 27, 29 bis 32, 35 
SGB VIII, sofern sie nicht stationär ausgerichtet sind.  
Dementsprechend zählen zu den familienersetzenden 
Hilfen alle Leistungen gemäß §§ 27, 33 bis 35 SGB VIII, 
bei denen der junge Mensch, übergangsweise oder auf 
Dauer, über Tag und Nacht außerhalb des Elternhauses 
untergebracht ist. 

 
den genannten Hilfegruppen kommt, weil kein zusätz-

 
-

gruppe angehört.

geben, wenn im Zuge der Gefährdungseinschätzung kein 
Hilfebedarf als notwendig erachtet wird oder wenn die 

 
 

eingerichtet wird.

G Anrufung des Familiengerichts

 Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts 
 

nicht bereit oder in der Lage sind, die Gefahr für das Kind 

oder wenn die Gefährdung nicht ohne Eingriff in das elter-
liche Sorgerecht abgewendet werden kann.


